
ßktenzeichen:

g RU 109/64 '

ferkündet

am 29. Januar
1965

V?ffürRechterkannt;f„

I m N a m e n' d e-S' V e_l_k.e
s

In Sachén'

Beigeladene'“gu'}fünd_Revisionsklägerix

20
‘. ._, o o . . _... o, _. '-'q'

.
oJ..." . o '. . ‚o . n . .

Beklagten undf■evisionsklägerin,

'nlgegenf5jü-'

. . o . . o .' o‚'—o . c'.o » o .- . o . . _o . n . .

„hat der 2 SenatdesBundéséoz_ialgerichts

_
_g„ auf die mündliche Verhandlung Vom 29. Januar

'.E_j1965‚ an _der m1tgew1rkt haben @■ "

Senatspräsident B r a e' k _m a n n

' als Vorsitzender,„eq ff'
_

Bundesri_chter
_

; Dr. B a r_ e s e l und

._
Bundesrichter- ' H_ u_n g_e r __

" als' weitere Berufsr10hter,

Bundessozialrichter _Dr. F e t z e r und

BBpndessozialrichter_ -H e_n.n i n g e rn4

- g_1_5_ehrenamtliche;B'iéht?r'a '
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!

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des

Landessozialgeriohts Bremen vom 23. April 196“

wird zurückgewiesen. '“ ' ’

Auf die Revision der Beigeladenen zu }) wird das
Urteil des Landessozialgerichts Bremen vom

23. April 196% insoweit mit den ihm zugrunde

liegenden Feststellungen aufgehoben, als es den

Antrag dieser Beigeladenen zurückgewiesen hat. In

diesem Umfang wird.dié Sache zur erneuten Verband;
lung und Entscheidung an das Landessozialgericht‘

zurückverwiesen. '

Die Beklagte hat'der Klägerin die Hälfte der

außergerichtlichen Kostendes Revisionsverfahrens
zu erstatten.' \ "

ii.+ ;q„„; „i„_„ „ ‚»
BVon“Rechts wegen.

G r ü n d e
:ä?

Die Berufsgenossenschaft (Bq) der Gas: und Wasserwerke

erteilte der Stadtwerke Bremen AG, deren Betrieb von 1931

bis 1947 bei der Eigenunfallversicherung des Landes Bremen

(EUV) und seitdem beim Bremischen Gemeindeunfallversiche-
Vrungsverband (GBV) versichert war, den Aufnahmebescheid

vom 6. Januar 1955; der Widerspruch hiergegen wurde durch
Bescheid vom 9. Februar 1955 zurückgewiesen.

Nachdem die Klage der Stadtwerke AG
zur Aufhebung dieser

Bescheide geführt hatte, erhob die Beklagte im Berufungs-

verfahren Widerklage mit dem Antrag auf Feststellung des
zuständigen Versicherungsträgers gemäß 5 55 Abs. 1 Nr. 2
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des Sozialgerichtsgesetzes (SSG). Berufung und Widerklage
murden zurückgewiesen.

Auf die Revision der Beklagten hat das Bundessözialgerichti

(BSG) durch Urteil vom 29. Juni 1962 (BSG 17, 139) das

Berufungsurteil, soweit es die Widerklage betraf, mit den
ihm zugrunde liegenden Feststellungen aufgehoben und in

diesemUmfangdie Sachean dasLandessozialgerieht(Lse)
Bremen zurückaerwiesen; im übrigen hat das BSGdie Revision
zurückgewiesen. px

Im erneuten Berufungsverfahren hat das LSG durch Be$éhlußg

vom 2%. September 1962 die BG der Feinmeéhanik-und Elektro-

technik beigeladen. Die Beklagte hat zunäehstden Sachantrag
gestellt, insoweit als zuständiger Unfallversiéherung(UV)-

träger für die Stadtwerke Bremen AG erklärt zu
kerden‚ als

die in ihre spezielle Zuständigkeit gehörenden Betriebe, ins—
besondere das Gas— und Wasserwerk, in Fra

e
stehen. In der' '

mündlichen Verhandlung vor dem LSG am 23. April 1964 hat die.

Beklagte beantragt, gemäß 5 55 Abs. 1 Nr. 2 SGG den für die

Stadtwerke AG zuständigen UV-Träger festzustellen, als solchen

wie beigeladene BG der Feinmechanik und Elektrotechnik zu.>
*ezeichnen, und zwar jedenfalls für die Zeit von der Rechts-

kraft der das Verfahren abschließenden Entscheidung an, evtl.

auch schon für die Zeit v0m 1. April 1964 an, indem der noch
anhängige Rechtsstreit für die vorangegangene Zeit in der

Hauptsache für erledigt erklärt werde, Die beigelad6ne BG].

der Feinmechanik und Elektrotechnik hat zunächst die Fest-‘

stellung ihrer Zuständigkeit als UV-Träger für die Elektrizi-

tätserzeugungs- und -verteilungsanlagen der Stadtwerke Bremen

AG beantragt. Diesen Antrag hat sie später dahin geändert, es

möge festgestellt werden, daß die BG der Feinmechanik und

Elektrotechnik der für die gesamte Stadtwerke Bremen-AG V

zuständige UV—Träger ist. In der Berufungsverhandlüng schließ-

lich hat sich die beigeladene BG dem Antrag der Beklagten an-

jeschlossen. Diese Änderung der Anträge haben die beteiligten

®Gen damit begründet, nach den Angaben der Stadtwerke liege

-4-“ " '‚„„ . \
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der Schwerpunkt des Unternehmens offensichtlich bei der
Elektrizitätsérzeugung und -verteilung. Gemäß @ 647 Abs. 1

der Reichsversicherungsordnung (EVO) idF durch das Unfall-

versicherungs-Neuregelungsgesetz (UVNG) vom 30. April 1963

(RVG nF) sei die BG der Feinmechanik und Elektrotechnik, da

ihr das Hauptunternehmen angehöre‚ für die gesamten Stadt-

werke zuständig;

“r
_

Ein Schreiben des Bremischen Senators für die Finanzen vom

5. Februar 196Ä an den Vorstand des GHV, das der GUV dem LSG

abschriftlich überreicht hat, laütet wie folgt:

"Betr.: Zuständiger Versicherungstrager für die
Stadtwerke Bremen AG.
Als für die Beteiligungen der Freien

Hansestadt

Bremen zuständige oberste Verwaltungsbehörde
bezeichne ich gemäß 5 657 Abs. 1 Ziff. 2 RVG
idF des Gesetzes zur Neuregelung des Rechts
der gesetzlichen Unfallversicherung vom '
30.&.63 (BGBl 1963 I 2Äl) im Einvernehmen
mit dem als oberste Verwaltungsbehörde für
die Sozialversicherung zuständigen Senator
für Arbeit den Bremis0hen Gemeindeunfall-
versicherungsverband als Träger der Unfall-
versicherung für die Stadtwerke Bremen AG.
Die Stadtwerke Bremen AG werden in der selb-
ständigen Rechtsform einer Aktiengesellschaft
betrieben. An ihr ist die Stadtgemeinde Bremen
als alleinige Aktionärin beteiligt Im Auftrag
gez. Dr. K::z:r;zzzzzzzzzzz;"

.

Aus dem vom LSG beigezogenen GeschäftsVerteilungsplan des

Senators für die Finanzen der Freien Hansestadt Bremen geht

hervor, daß zu der Abteilung C (Leiter: Reg. Direktor

Dr. Krü■mz■u.a. das Arbeitsgebiet "Stadtwerke Bremen AG"
gehört. ‘„ß■l‚+„‚

‚„

"If3u»iÜ1*‘1-14
Die Stadtwerke Bremen AG, die EUV und der'GUV haben in der

Berufungsverhandlung beantragt, die Widerklage und den Antral

der Beigeladenen zu }) abzukeisen‚ hilfsweise, die Freie
Hansestadt Bremen, vertreten durch den Senator für die

Finanzen, beizuladen. ' g«„„„
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Durch Urteil vom 23. April 1964 hat das LSG die Widerklage

der Beklagten abgewiesen und den Antrag der Beigeladenen zu
}) als unbegründet zurückgewiesen: Da die Beklagte jetzt

nicht mehr ihre eigene Zuständigkeit für die UV der Stadt-

werke Bremen AG behaupte, vielmehr selet'die Beigeladene zuÜ”

}) für zuständig erachte, fehle der Beklagten nunmehr das V

berechtigte Interesse an der mit der Widerklage begehrten Fest-

stellung, daß die Beigeladene zu }) zuständiger UV—Träger
für das gesamte Unternehmen der Widerbeklagten sei; deshalb

sei die Widerklage als unzulässig abzuweisen.

Der Feststellungsantrag der Beigeladenen zu 3) sei hingegen

zulässig. Der Antrag gehe nicht über das hinaus, was die

Beigeladene zu }) auf Grund ihrer Rechtsstellung in diesem?

Verfahren als notwendig Beigeladene ($ 75 Abs. 2 SGG) er-
streben könne. Da nach 5 75 Abs. 4 SGG bei einer notwendigen '

Beiladung abweichende Sachanträge zulässig seien und nach
_

V

@75 Abs. 5 sec ein VersicherungsträgernachBeiladungveruré"
teilt und somit als Beigeladener in eine Parteirolle gedrängt'

werden könne, brauche nicht geprüft zu werden, ob es sich f"

beim ursprünglichen Feststellungsantrag der Beigeladenen zu

}) um einen abweichenden Sachantrag gehandelt habe. Gegen
_„

ihren Feststellungsantrag in der letzten Fassung bestünden'ir

keinesfalls Bedenken, da sich die Beigeladene zu }) hiermit
dem Antrag der Beklagten angeschlossen habe. Mit dem Bundes-ft

gerichtshof (BGHZ 2, 250) sei auch die Zulässigkeit einer
‘Feststellungsklage trotz der möglichen Erhebung einer Lei-1

stungsklage dann zu bejahen, wenn die Durchführung des Fest- 1

stellungsverfahrens unter dem Gesicht5punkt einer gesunden'zi7

Pr zeßökonomie zu einer einfacheren Erledigung der aufge- "

tretenen Streitpunkte führe, wie es hier der Fall sei; auch

das BSG habe in seinem Urteil vom 29. Juni 1962 keine Be— .

denken gegen die Zulässigkeit der Feststellungswiderklage

geäußert, und zwar auch nicht, soweit diese die Feststellung
e

des zuständigen UV—Trägers für die Vergangenheit betreffe. '

‘
‚ . - 6 -
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Üi„

Der
Feststellungsantrag

der Beigeladenen zu }) sei Jedoch

unbegründet. Bis zum 31. März 1964 sei auf keinen Fall die

Beklagte oder die Beigeladene zu }) für die UV der Stadt-

werke Bremen AG zuständig gewesen. Diese beiden BGen könnten

ihren Zuständigkeitsanspruch nicht aus Nr. 4 des Erlasses

des Reichsarbeitsministers (RAM) vom 16. März 1942 - Gemeindu

liche UV — (AN 1942, 201) berleiten, da diese Bestimmung
nicht bezweckt habe, den BGen auch diejenigen Betriebe wieder-

zuzuführen, für die sie früher einmal zuständig gewesen

seien. Im Jahre 1931 sei die Stadtwerke Bremen-AG nicht auf

Grund von Betriebsveränderungen von den.beiden beteiligten.

BGen zur EUV übergewechselt. sOndern weil damals das Lana*

Bremen seine EUV errichtet habe und mit seinen Betrieben aus

den BGen, denen es bis dahin als Mitglied angehörte, ausge—

treten sei. In dem maßgebenden Zeitpunkt (31. Dezember 1941),

auf den es der RAM-Erlaß für die katastermäßige Zugehörigkeit

abgestellt habe, sei die Stadtwerke Bremen-AG noch ein Be-

trieb des Landes Bremen gewesen; erst 19%? Sei Sie eingge-

meindlichesUnternehmen(5 628RVGaFi.v;m. Nr. 2 desRAM-
Erlasses vom 16. März 1942) geworden. "BiSher zuständiger
Versicherungsträger" im Sinne der Nr. & deszAM-Erlasses

sei also die EUV gewesen, so daß die Stadtwerke Bremen-AG

nach diesem Erlaß auch über den 31. Dezember 1941 hinaus

zunächst bei der EUV versichert geblieben sei. Ob 1947 du;

die Überleitung der Stadtwerke—AG in das Vermögen der Stadt»
gemeinde Bremen der GUV zuständiger UV-Träger geworden sei,

könne dahingestellt bleiben. Dafür jedenfalls, daß die Zu-

ständigkeit auf die Widerklägerin oder die Beigeladene zu

}) übergegangen sei, fehle jegliche gesetzliche Grundlage.

Daran habe sich auch seit dem Inkrafttreten des UVNG nichts

geändert. Für die Zeit vom 1. April 1964 an bestimme 5 657
Abs. 1 Nr. 2 EVO nF, daß die Gemeinden und GUVe UV—Träger

für Versicherte in den von der zuständigen obersten Ver-

waltungsbehörde des Landes ...
bezeichneten Unternehmen sind,

die in selbständiger Rechtsform betrieben werden und an denen

Gemeinden ... überwiegend beteiligt sind. Personen; die in

i l Ä' ‘ "
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gemeindlichen
...

Elektrizitäts-‚ Gas— oder Wasserwerken
...

beschäftigt würden, seien jedoch nach 5 657 Abs. 2 RVO nF
bei den zuständigen BGen versichert. Auf Grund des gemäß

5 657 Abs. 1 Nr. 2 RVG nF ergangenen Schreibens des Finanz-

senators vom 5. Februar 1964 sei der GUV nach neuem Recht
Träger der UV für die Stadtwerke Bremen—AG. Nach dem Geschäfts-

vertcilungsplan des Finanzsenators sei der leitende Regie- "

rungsdirektor Dr. Kai r■:Züf Unterzeichnung dieses Schreibens

befugt gewesen.

Die Beigeladene zu }) habe in diesem Rechtsstreit nicht mit

ihrer Behauptung durchdringen können, daß die Bestimmung des

GUV zum zuständigen UV—Träger gemäß 5 657 Abs. 1 Nr. 2 RVG nF

zu Unrecht erfolgt sei. Es könne dahingestellt bleiben, ob

die von der Beigeladenen zu }) vertretene Auslegung des 5 657,

RVO nF zutreffe. Im vorliegenden Verfahren sei nicht zu
prüfen, ob der Finanzsenator zu Recht den GUV als zuständigen

UV—Träger für die Stadtwerke Bremen-AG bezeichnet habe. Diese}
Überprüfung könne vielmehr nur in einem neuen Verfahren der

BG dcr Feinmechanik und Elektrotechnik gegen den Finanzsenator

oder einer Herausgabeklage dieser BG gegen den GUV erfolgen.

Ein solches Verfahren sei bisher nicht durchgeführt worden.

Die Verfügung des Finanzsenators vom 5. Februar 1964 sei daher

im vorliegenden Rechtsstreit für das LSG bindend.

Das LSG hat die Revision zugelassen.
_

„ .‚_—

DasUrteil ist der BGder FeinmechanikundElektrotechnik
am 29. Mai 196ä zugestellt werden; sie hat hiergegen am

„. Mai 196& Revision eingelegt. Die BG der Gas— und Wasser-

werke, der das Urteil am 23. Mai 1964 zugestellt worden ist,

hat die Revision durch ihren Prozeßbevollmächtigten am
14. Mai 1964 einlegen und vorläufig begründen lassen. Dieser

hat sodann in Vollmacht beider BGen die Revisionen am 10.

Juni 1964 begründet, ferner hat er am 9. Oktober 1964 eine von

ihm unterzeichnete Übersicht über die Geschichte des 5 657

Abs. 2 RVO nF eingereicht, die im wesentlichen eine?Wieder-

holung der Revisionsbegründung darstellt.

- 8 _
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Die Revisionsbegründung macht hauptsächlich folgendes geltend.

Die Auffassung des LSG, die Widerklage sei wegen des mangelnw

den Interesses der Beklagten an der begehrten Feststellung

unzulässig, treffe nicht zu. Obwohl beide BGen sich inzwische

über die alleinige Zuständigkeit der Beigeladenen zu }) ge-

einigt hätten, bestehe ein solches Interesse auch bei der

Beklagten fort; denn die Möglichkeit sei nicht ausgeschlossen,

daß ein im Betriebsteil Gas- oder Wasserwerkx verunglückter

Versicherter wegen seines Arbeitsunfalls die Beklagte in

Anspruch nehme; darüber hinaus habe die Beklagte noch allge«

mein ein eigenes Interesse daran, daß gegenüber der Gegen-

seite, welche die Zuständigkeit gewerblicher BGen für die

Stadtwerke Bremen—AG schlechthin bestreite, die von der

Beklagten in vollem Umfang anerkannte Zuständigkeit der

Beigeladenen zu 3) höchstrichterlich festgestellt werde.

Schließlich könne die Beklagte, deren Aufnahmebescheid vom

6. Januar 1955 den vorliegenden Katasterstreit ausgelöst

habe, vor der rechtskräftigen Entscheidung des Kataster-

problems nicht aus dem Verfahren ausscheiden.

Unzutreffend sei ferner die Ansicht des LSG, die Rechtmäßig-

keit des vom Finanzsenator erlassenen Bezeichnungsschreibens

vom 5. Februar 1964 könne nicht in diesem Rechtsstreit, sonn

dern erst in einem neuen Verfahren überprüft werden. Hierbei

habe das LSG übersehen, daß die Berufungsanträge der beiden

BGen mehr auf eine Herausgabeklage als auf ein bloßes Fest-

stellungsbegehren hindeuteten; über dieses Herausgabever-

langen hätte das LSG im Sinne der Prozeßökonomie materiell

entscheiden sollen. Soweit das LSG ein — von ihm nicht näher

gekennzeichnetes # Verfahren gegen den Verwaltungsakt des

Finanzsenators als erforderlich angesehen habe, könne es

sich nur um eine Angelegenheit der Sozialversicherung (5 51
Abs. 1 SGG) handeln. Da hierfür die Sozialgerichtsbarkeit

zuständig sei, hätte sich das LSG im Interesse der Prozeß—

ökonomie der Entscheidung auch gegenüber dem Finanzsenator

nicht entziehen dürfen. Im übrigen sei der Verwaltungsakt
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des Finanzsenators wegen Verstoßes gegen @ 657 Abs. 2 EVO

nF rechtswidrig. ' *

Schließlich vertreten die Revisionsklägerinnen mit eingehenden

Darlegungen zur Entstehungsgeschichte des 5 657 Abs. 1 und 2

BVDnF denStandpunkt, bei den in @657 Abs. 2 BVGnF auf- ' ’
geführten Vorbehaltsunternehmen komme es auf deren Rechts-

form - Regiebetrieb oder privatrechtlich selbständiges Unter-}

nehmen - nicht entscheidend an. Maßgebend sei vielmehr, daß

diese Unternehmen nach ihren technischen Merkmalen wegen der

Belange der Unfallverhütung einheitlich den fachlich für sie_
in Betracht kommenden BGen zugeordnet würden.

Die BG der Feinmechanik und Elektrotechnik stellt den Antrag,

unter Aufhebung des LSG-Urteils vom 23. April 1964

festzustellen, daß die BG der Feinmechanik und

Elektrotechnik für die Zeit ab 1. April 196Ä der

für die gesamten Bremer Stadtwerke-AG zuständige

UV—Trägerist. ‘ ‘L ' “

Die BG der Gas- und Wasserwerke stellt den Antrag,

I. Gemäß 5 55 Abs. 1 Ziff. 2 SGG den für die

Klägerin, Berufungswiderbeklagte und Revi-

sionsbeklagte zuständigen Träger der sozialen

(gesetzlichen) Unfallversicherung festzu-

stellen und
r

II. als solchen die zu }) beigeladene Berufs-
genossenschaft der Feinmechanik und Elektro-

technik zu bezeichnen und

III. dies auf alle Fälle für die Zeit von der

Rechtskraft der diesbezüglichen Entscheidung

im vorliegenden Verfahren ab, ggf. aber

..10-
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IV. sogar für die Zeit vom1. April 1964ab,
indem dann der Rechtsstreit in dem Umfange,

den er seit dem erneuten Berufungsverfahren

vor dem Vorderrichter als Katasterstreit

nach @55 Abs. 1 Ziff. 2 SGGfür die voran-
gegangene Zeit noch hatte, in der Haupt-

sachelfür erledigt erklärt werden möge.

„ ‘: ‚\

Hilfsweise beantragen beide Revisionsklägerinnen,

das angefochtene Urteil mit den ihm zugrunde

liegenden Feststellungen aufzuheben und die

Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung

an die Vorinstanz zurückzuverweisen.

Die Klägerin
sowiL\die

Beigeladenen zu 1) und 2) beantragen
Zurückweisung der Revisionen, hilfsweise, die Sache zur er—

neuten Verhandlung und Entscheidung an das LSG Bremen zurück-

zuverweisen. ’,

Sie pflichten im wesentlichen dem angefochtenen Urteil bei.

Im einzelnen tragen sie vor: Würde man die Feststellungs-

widerklage der Beklagten jetzt noch als zulässig ansehen,

so käme dies praktisch einer Zulassung der Popularklage in

der Sozialgerichtsbarkeit gleich. Entgegen der Auffassung

des LSG sei aber auch der Feststellungsantrag der Beige—

ladenen zu }) unzulässig. Das Institut der Beiladung - auch
der notwendigen — dürfe nicht zu einem vollständigen Parteien—

wechsel führen. Der Beigeladenen zu }) fehle das Feststellungs—
interesse, da sie eine Herausgabeklage gegen den GUV hätte

erheben können. Der vom LSG angeführte Gesichtspunkte der

rozeßökonomie habe sich nicht ausgewirkt; denn das LSG

habe die materiell-rechtlichen Streitfragen in diesem Fest—

stellungsverfahren gerade nicht klären können, Weil es sich

zutreffend an das - von der Beigeladenen zu }) bislang noch
nicht angefochtene - Schreiben des Finanzsenators gebunden

gefühlt habe. Da somit eine Sachentscheidung unter den bis—

i ii 3

l - z "‘ - 11 -JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


herigen Prozeßbeteiligten noch gar nicht habe ergehen können,}

sei der Feststellungsantrag auch nicht aus Gründen der Prozeß—

ökonemie als zulässig anzusehen°
i;'

Die Revision der Beigeladenen zu }) sei auch sachlich unbe-

gründet. @ 657 Abs. 1 und 2 EVO nF sei so klar und eindeutig

;efaht, daß für eine Auslegung kein Raum bleibe; die Aus—

nahmevorschrift des Abs. 2 beziehe sich allein auf die in

Ab . 1 Nr. 1 aufgeführten Regiebetriebe, dagegen keinesfalls

auf die in Abs. 1 Nr° 2 aufgeführten Unternehmen, die in

selbständiger Rechtsform betrieben würden. Hierbei handele

es sich nicht um einen Redaktionsfehler, sondern um eine vom

Gesetzgeber in Erkenntnis der sich ergebenden Konsequenzen

bewußt gewollte Fa$sung. Das Bezeichnungsschreiben des

Bremischen Finanzsenators könne hiernach keineswegs von
vornherein wirkungslos, sondern allenfalls anfechtbar sein.

Im Falle einer Zurückverweisung müsse zumindest die Freie

Hansestadt Bremen, die durch ihren Finanzsenator den Ver-

waltungsakt erlassen habe, beigeladen werden.

II

Die Revisionen sind statthaft durch Zulassung (@ 162 Abs. 1

Nr. 1 SGG). Ihrer Zulässigkeit steht es nicht entgegen, daß

die Rechtsmittelsehriftsätze am 5. bzw. 14. Mai 196ü — also
nach der Verkün%ung, aber noch vor der Zustellung des Be-

rufungsurteils —/BSG eingegangen sind; denn die Worte

"nach Zustellung des Urteils" (@ 164 Abs. 1 Satz 1 sec)

beziehen sich lediglich auf den Beginn der Revisionsfrist,

„icht hingegen auf die Zulässigkeit der Revisionseinlegung

(Peters/Sautter/Wolff, Kommentar zur Sozialgerichtsbarkeit,

}. Aufl., Anm. 1 zu 5 16h; Brackmann, Handbuch der Sozial»

versicherung, 1.—6. Aufl., Band I, S. 250 y, 252 13 vgl.

auch Stein/Jonas/Schönke/Pohle, (ommentar zur Zivilprozeßn

ordnung, 18. Aufl., Anm. III zu @ 516).
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Die Revision der Beklagten ist unbegründet, da das LSG ihre

Widerklage zutreffend als unzulässig erachtet hat. Ein berech

tigtes Interesse der Beklagten an der mit der Widerklage be—

gehrten Feststellung (@ 55 Abs„ 1 SGG) lag zur Zeit der Be-

rufungsverhandlung nicht mehr vor. Insofern hat sich seit de.

Entscheidung des erkennenden Senats vom 29. Juni 1962 die

Beziehung der Beklagten zur Unternehmen der Klägerin als dei

Gegenstand des streitigen Rechtsverhältnisses wesentlich

geändert: Während die Beklagte im erneuten Berufungsver-

fahren zunächst noch ihre wenigstens teilweise Zuständigkeit

als UV-Träger für die Bremer Stadtwerke - nämlich für das

dazu gehörende Gas- und Wasserwerk — geltend machte, hat sie

in der Berufungsverhandlung ihren eigenen Zuständigkeits-

anspruch völlig preisgegeben und nur noch das Feststellungs—

begehren der Beigeladenen zu }) verfolgt, und zwar im Hin-

blick darauf, daß das Elektrizitätswerk offensichtlich den

Schwerpunkt und das Hauptunternehmen der Stadtwerke Bremen-

AG bildet. Diese—- zur Zeit des früheren Revisionsverfahrens

noch nicht absehbare - Wandlung der technisch—wirtschaft—

lichen, katasterrechtlich bedeutsamen Gegebenheiten hat also

prozessual dazu geführt, daß der eigene Rechtsbereich der

Beklagten vom Bestehen des - nur noch zwischen der Klägerin

und den Beigeladenen zu 2) und }) umstrittenen - Rechtsver-

hältnisses nicht mehrberührt wird; damitmußaberzugleicA
das Feststellungsinteresse der Beklagten verneint werden (vgl°

BSG 15, 118, 126; 18, 190, 193 mit weiteren Nachweisen). Die

Gesichtspunkte, unter denen sie in ihrer Revisionsbegründung

ein dennoch weiterbestehendes berechtigtes Interesse an der

Feststellungswiderklage darzulegen sucht, sind nicht über—

zeugend. Die Möglichkeit, daß die Beklagte wegen eines im

Bremer Gas— oder Wasserwerk eingetretenen Arbeitsunfalls
irrtümlich auf Entschädigung in Anspruch genommen werden

könnte, liegt — zumal im Hinblick auf die gesetzlich vor-

geschriebene Unterrichtung der Beschäftigten (55 660, 769 Abs.
1 BVG nF) — so fern, daß hieraus ein Feststellungsinteresse

nicht hergeleitet werden kann„ Das von der Beklagten vorge-
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brachte allgemeine Interesse daran, die Zuständigkeitsan-

sprüche der gewerblichen BGen gegenüber den Trägern der

gemeindlichen EUV prinzipiell zu verfechten, tritt hier

jedenfalls schon deshalb zurück, weil dieses Interesse be-

reits von der Beigeladenen zu }) wahrgenommen wird. Schließ-

lich kann auch die Erwägung der Beklagten, in den durch ihren

Aufnahmebescheid ausgelösten Katasterstreit sei die Beige—

ladene zu }) erst viel später hineingezogen worden, nicht

dazu dienen, ein Feststellungsinteresse der Beklagten bis

zur rechtskräftigen Entscheidung der Streitfrage als weiter-

bestchend anzuerkennen. Die Revision der Beklagten ist hier-

nach zurückzuweisen (@ 170 Abs. 1 Satz 1 SGG).

Die Revision der Beigeladenen zu }) ist begründet. Den von
ihr in der Berufungsverhandlung vorgetragenen Feststellungs—

antrag, der sich mit dem gleichzeitig formulierten Saehantrag

der Beklagten deckte, hat das LSG unter dem verfahrensrecht-

lichen Gesichtspunkt des 5 75 Abs. 4 SGG mit Recht als zu-

lässig angesehen. Wenn es sodann die Zulässigkeit auch noch

unter dem Gesichtspunkt der Prozeßökonomie geprüft hat, so

steht der bejahende Ausgang dieser Prüfung allerdings in V

offenbarem Widerspruch zum folgenden Teil der Entseheidungs-

gründe, in welchem das LSG zu dem Ergebnis gelangt ist, die

Rechtmäßigkeit des Schreibens, das der Bremische Finanz-

senator am 5. Februar 196Ä auf Grund des @ 657 Abs. 1 Nr. 2

RVO nF an den Beigeladenen zu 2) gerichtet hatte, sei in die—

sem Rechtsstreit nicht zu beurteilen; hierfür bedürfe es viel-

mehr eines von der Beigeladenen zu }) zu betreibenden neuen

Klageverfahrens. Von diesem Ergebnis her betrachtet hätte es

unter dem Gesichtspunkt der Prozeßökonomie zweifellos näher—

gelegen, den Feststellungsantrag der Beigeladenen zu }) als

unzulässig zu bezeichnen und damit den jetzt anhängigen Pro-

zeß, der bei dieser Betrachtungsweise doch nicht zu einer Klä—

rung der materiellen Streitfrage führen kann, zu beenden. Hält

man den Feststellungsantrag jedoch für zulässig, so erfordert

der Gedanke der Prozeßökonomie die Einbeziehung des genannten
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Schreibens in die Entscheidung des Falles; denn nur so wird

dem Verlangen der Beteiligten nach Erledigung der zwischen

ihnen — jetzt nur noch für die Vom 1. April 196“ an - strei-

tigen Katasterprobleme Rechnung getragen.

Nach Meinung des Senats ist auch - ganz unabhängig von dieser

Erwägung - die Zulässigkeit des von der Beigeladenen zu })
erhobenen Feststellungsbegchrens nicht dadurch beeinträch—

tigt worden, daß‚kurz vor der Berufungsverhandlung der Finanz-

senator mit seinem genannten Schreiben die streitigen Kataster-

verhältnisse von sich aus zu regeln unternahm. Mit diesem

Schreiben vom 5. Februar 196ü, das den GUV als den zuständigen

UV—Träger für die Stadtwerke Bremen—AG bezeichnete, hat der

Finanzsenator als zuständige oberste Verwaltungsbehörde eine

hoheitliche Maßnahme zur Regelung eines Einzelfalles auf dem

Gebiet der Sozialversichcrung mit unmittelbar rechtlicher

Wirkung für die Beteiligten treffen, d.h. einen Verwaltungs-

akt erlassen wollen (vgl‚ Brackmann aaO S. 232 b; BSG lo,

_
218, 221; 12, 65, 67). Gegen einen solchen Verwaltungsakt

könnten die in ihren katasterrechtlichen Belangen unmittelbar

betroffenen gewerblichen BGcn — hier die Beigeladene zu 3) -

die Aufhebungsklage (£$ 51 Abs. 1, 5A Abs. 1 SGG) erheben,
wobei es nicht darauf ankämc, ob der Verwaltungsakt aus-

drücklich an sie gerichtet ist (BSG 15, 118, 122). Ergeht

nun eine solche verwaltungsmäßige Regelung, während ein

Feststellungsklageverfahren gerade über die hernach im

Verwaltungsakt geregelte Streitfrage anhängig ist, durch

eine an diesem Verfahren bis dahin nicht beteiligte Behörde,

so kann dies nach Meinung des Senats nicht bewirken, daß

das Eingreifen der Verwaltung ohne weiteres den Gang des

gerichtlichen Verfahrens von seinem Ziel ablenkt. Vielmehr

ist bei dieser Prozeßlage anzunehmen, daß der anhängige

Rechtsstreit sich nunmehr auch auf die Frage erstreckt, ob

das Eingreifen der Verwaltung rechtmäßig ist; diese Frage

muß einheitlich mit dem anhängigen Feststellungsbegehren

beurteilt und entschieden werden. Für diese Ansicht Spricht
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v

auch eine konsequente Handhabung des * bei
Feststellungs—

klagen unzweifelhaft geltenden - Grundsatzes (vgl. BSG 8,

108, Ill), daß das Gericht seiner U teilsfindung die materielle

Rechtslage im Zeitpunkt der letzten mündlichen Verhandlung

zugrunde zu legen hat; eine Verwaltungsmaßnahme, welche sich

als Vollzug des noch zu berücksichtigenden neuen Rechts be—

zeichnet, muß folgerichtig der gerichtlichen Beurteilung

gleich-falls zugänglich sein„ Das in den Anträgen der Betei—

ligten bisher zum Ausdruck gelangte reine Feststellungs-

begehren ist nunmehr in einen verbundenen Aufhebungs— und

Feststellungsantrag umzudeuten, wie es auch im vorliegenden

Fall hinsichtlich des Berufungsantrags der Beigeladenen zu 3):

angebracht gewesen wäre. Die Verwaltungsbehörde, die durch ‘

ihre Maßnahme in das streitbefangene Rechtsverhältnis einge-

griffen hat, ist selbstverständlich — entgegen der von der

Revision vertretenen Auffassung - gemäß @ 75 Abs° 2 SGG bei-

zulaücn.

Das LSG hat diese verfahrensrechtlichen Zusammenhängever-,
kannt. Das angefochtene Urteil ist deshalb, soweit es sich

mit dem von der Beigeladenen zu }) gestellten Antrag befaßt,

aufzuheben. Eine Sachentscheidung durch den erkennenden Senat

kommt schon wegen der bisher noch ausstehenden Beiladung des

Bremischen Senators für die Finanzen nicht in Betracht, viel-

mehr ist die Sache in diesem Umfang zur erneuten Verhandlung

und Entscheidung an das LSG zurückzuverweisen°

Von einer Stellungnahme zur Auslegung des @ 657 EVO nF ist

abzusehen, zumal im Hinblick darauf, daß dem Senator für

die Finanzen bisher noch keine Gelegenheit geboten worden

ist, sein Vorgehen zu rechtfertigen und die Erwägungen, die

für die Abfassung seines Schreibens vom 5. Februar 1964

maßgebend gewesen sind, dem Gericht zu erläutern, Da die Bei—

geladene zu }) ihren Zuständigkeitsansyruch auf die Zeit vom

1, April 1964 (Art° “ © 16 Abs. 1 Satz 2 UVNG) an beschränkt
hat, erscheint an sich ein Eingehen auf die bis zu diesem
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Zeitpunkt bestehende Rechtslage entbehrlich. Lediglich unter

dem Gesichtspunkt der Rechtsentwicklung bis zum UVNG könnte

eine Auslegung des RAM—Erlasses vom 16. März 19Ä2 angebracht

sein. Hierbei wird das LSG zu beachten haben, daß die von ihm

im angefochtenen Urteil vertretene Auffassung von der Recht-

3prechung des erkennenden Senats abweicht (vgl. Urteil vom

26. Juli 1963, SozR RAM—Erl‚ vom 163.1942, (Gemeindliehe UV)
Allg. Bl. Aa } Nr. M).

Bei der auf @ 193 SGG beruhenden Kostenentseheidung hat der
Senat berücksichtigt, daß die Revision der Beklagten ohne

Erfolg geblieben ist° Soweit der Rechtsstreit zurückverwiesa

worden ist, bleibt die Entscheidung über die außergericht-

lichen Kosten des Revisionsverfahrens dem abschließenden

Urteil des LSG vorbehalten.
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